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BUNDESGERICHTSHOF 

BESCHLUSS 
KZR 19/24 

vom 

31. August 2026 

in dem Rechtsstreit 
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Der Kartellsenat des Bundesgerichtshofs hat am 31. August 2026 durch die Vorsit-

zende Richterin Dr. Roloff, den Richter Dr. Tolkmitt, die Richterinnen Dr. Picker und 

Dr. Holzinger sowie den Richter Dr. Kochendörfer 

beschlossen: 

Die Beschwerde der Beklagten gegen die Nichtzulassung der Revision 

in dem Urteil des Oberlandesgerichts Stuttgart - 2. Zivilsenat - vom 

17. Oktober 2024 wird zurückgewiesen, weil die Rechtssache keine 

grundsätzliche Bedeutung hat, die auf die Verletzung von Verfahrens-

grundrechten gestützten Rügen nicht durchgreifen und die Fortbildung 

des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine 

Entscheidung des Revisionsgerichts auch im Übrigen nicht erfordern 

(§ 543 Abs. 2 Satz 1 ZPO). Insbesondere ist auch keine Vorlage an den 

Gerichtshof der Europäischen Union geboten. Die von der Beschwerde 

aufgeworfene Frage zur Auslegung des Unionsrechts ist, wie der Senat 

bereits in der Entscheidung vom 23. September 2020 (KZR 4/19, NZKart 

2021, 44 Rn. 52 - Schienenkartell V) ausgeführt hat, für Fälle, in denen 

wie auch hier die Vorgaben der Richtlinie 2014/104/EU keine Anwen-

dung finden, bereits geklärt. Es ist Sache des nationalen Rechts, die Kri-

terien für die Ermittlung des Umfangs des kartellrechtlichen Schadenser-

satzes zu bestimmen; insoweit ist lediglich dem Äquivalenz- wie auch 

dem Effektivitätsgrundsatz Rechnung zu tragen (EuGH, Urteil vom 

13. Juli 2006 - C-295/04, EuZW 2006, 529 Rn. 98 - Manfredi). Weiterge-

hende Anforderungen ergeben sich für die Ermittlung des Schadensum-

fangs aus dem Unionsrecht nicht; die mitgliedstaatlichen Gerichte sind 

weder daran gehindert, einen über den tatsächlich entstandenen Scha-

den hinausgehenden Strafschadensersatz zu gewähren, noch den Scha-

densersatz der Höhe nach so zu begrenzen, dass eine Überkompen-

sation verhindert wird (EuGH, EuZW 2006, 529 Rn. 93 f. - Manfredi). 
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Abweichendes ergibt sich auch nicht aus den bereits nicht den Kartell-

schadensersatz betreffenden Entscheidungen vom 25. März 2021 

(C­501/18, juris - Balgarska Norodna Banka) und vom 12. September 

2024 (C­741/22, juris - Casino de Spa).  

Von einer näheren Begründung wird gemäß § 544 Abs. 6 Satz 2 Halb-

satz 2 ZPO abgesehen. 

Die Beklagte zu 3 trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens (§ 97 

Abs. 1 ZPO). 

Der Wert des Beschwerdeverfahrens wird auf bis zu 410.000 € festge-

setzt. 

Roloff Tolkmitt Picker 

 Holzinger Kochendörfer 

Vorinstanzen: 
LG Stuttgart, Entscheidung vom 04.05.2017 - 11 O 130/15 -  
OLG Stuttgart, Entscheidung vom 17.10.2024 - 2 U 89/17 -  


